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Einleitung1 

Präsident Donald Trump gilt außerhalb der 
USA als einer der unbeliebtesten und un-
sympathischsten amerikanischen Präsiden-
ten aller Zeiten. In den USA spaltet er die 
Gesellschaft in zwei Teile: Eine unerschüt-
terliche Gruppe von loyalen Unterstützern 
(Tuschhoff 2019) hält ihm unverbrüchlich 
die Stange. Sie glauben, dass Trump sich 
für sie einsetzt und ihre Sache gegen über-
mächtige politische Kräfte durchkämpft. Zu 
diesem Zweck müsse er sich äußert aggres-
siv verhalten. Die andere Gruppe verachtet 
diesen Präsidenten zutiefst. Sie hält ihn für 
eine Katastrophe für das Land (Bowden 
2019). Offen wird an seinem Geisteszu-
stand und seiner Befähigung für das Präsi-
dentenamt gezweifelt (Conway 2019). Er 
müsse deshalb abgesetzt werden, bevor er 
noch weiteren Schaden anrichten könne. 

Wie kann erklärt werden, dass ein derma-
ßen umstrittener Politiker Präsident der 
Vereinigten Staaten von Amerika und damit 
der vielleicht mächtigste Mann in der Welt 
werden konnte? Haben möglicherweise in-
ternationale Faktoren mit dazu beigetra-
gen, diesen Unsympath ins Weiße Haus zu 
befördern? Und wie wirken sich innerameri-
kanische Triebkräfte auf die U.S. Aussenpo-
litik und internationale Beziehungen im All-
gemeinen aus? Die wissenschaftliche De-
batte bewegt sich zwar nur langsam, weist 
aber auf einige sehr grundlegende 

 
1 Für den Austausch sehr anregender Gedan-
ken, die in diesen Aufsatz mit eingeflossen sind 

danke ich besonders herzlich Karten Zimmer-

mann, Jakob Schissler und Reinhard Wolf. Für 
zahlreiche Anregungen bin ich außerdem den 

Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Konfe-
renz A Hegemonic Transition? Reconfiguration 

Entwicklung hin, mit denen sich diese Fra-
gen beantworten lassen. Dabei zeichnet 
sich ein Bild ab, dass die Präsidentschaft 
Donald Trumps bei weitem kein Unfall oder 
eine Verirrung amerikanischer Politik ist. 
Vielmehr sei sie eher ein Symptom für sehr 
grundlegende Probleme in Politik, Wirt-
schaft und Gesellschaft. 

Erklärungsversuche für die Wahl Do-
nald Trumps zum Präsidenten 

In der wissenschaftlichen Debatte werden 
zwei unterschiedliche Ursachenbündel an-
geführt, um zu erklären, warum Donald 
Trump zum Präsidenten gewählt wurde. 

KULTURELLE SPALTUNG, PARTEILICHKEIT UND 

POLARISIERUNG IN POLITIK UND GESELLSCHAFT 

Da sind zunächst politisch-kulturelle Ent-
wicklungen. In der amerikanischen Gesell-
schaft seien tiefe Gräben entstanden zwi-
schen Konservativen und eher sozialdemo-
kratisch (im englischen „liberal“ genannt) 
geprägten Gruppen sowie zwischen Anhä-
ngern der republikanischen und der demo-
kratischen Partei. Diese Spaltung – man 
spricht auch von gravierender Polarisierung 
der Gesellschaft (Aldrich 2018; Bartels 
2018; Hawkins et al. 2018; Hutter 2019; 
Robison/ Moskowitz 2019; West 2019) - hat 
nunmehr auch die Politik erfasst, denn Po-
litiker der republikanischen Partei stehen 
ihren Kollegen von der demokratischen Par-
tei höchst unversöhnlich gegenüber. Es 

of Global Economic and Security Orders in the 
Age of Trump am Heidelberg Center for Ameri-

can Studies (4.-5.10.2019) zu Dank verpflichtet. 

Alle etwaigen Mängel liegen jedoch ausschließ-
lich in meiner eigenen Verantwortung. 
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gelingt kaum noch parteiübergreifende 
Kompromisse zu finden. Mangelnde Kom-
promissbereitschaft lähmt deshalb die ame-
rikanische Politik (Mann/ Ornstein 2012). 

Zusätzlich zu diesen beiden kulturellen und 
parteilichen Konflikten in der Gesellschaft 
gibt es aber auch einen verstärkten Rassis-
mus, der die gesellschaftliche Spaltung ver-
tieft (Lee 2017). Alle diese Konflikte werden 
seit geraumer Zeit mit besonderer Härte, 
Bitterkeit und Hass ausgetragen 
(Koppetsch 2019). Die hasserfüllte Atmo-
sphäre ist der politischen Kompromissfin-
dung ebenfalls abträglich. Das Wahlsystem 
der USA ermöglicht es nun, dass eine Seite 
der gespaltenen Gesellschaft zumindest vo-
rübergehend gegenüber der anderen Seite 
gewinnt, weil selbst knappe Wahlsiege er-
heblichen Machtgewinn bedeuten. Das 
Mehrheitswahlrecht der USA erzeugt ein-
deutige Entscheidungen: der Gewinner be-
kommt die gesamte Macht. Die unterlegene 
Minderheit wird nicht, wie im deutschen 
Verhältniswahlrecht, stärker geschützt, in-
dem sie an der politischen Macht beteiligt 
wird. Konservative, Republikaner und Ras-
sisten konnten deshalb 2016 Donald Trump 
in das Weiße Haus hieven, indem sie die 
Wahlen knapp gewannen. 

Manche Autoren sehen in diesem Ursa-
chenbündel die beste Erklärung dafür, dass 
Donald Trump ins Amt des Präsidenten ge-
langen konnte (Norrlof 2018: 79-84; 
Schaffner/ Macwilliams/ Nteta 2018). Das 
Bündel wird auch mit der Formel von großer 
Unzufriedenheit mit dem Verlust von sozia-
len Status in weiten Teilen der amerikani-
schen Öffentlichkeit treffend gekennzeich-
net (Gidron/ Hall 2017; Mutz 2018). Aller-
dings zeigen neueste Arbeiten, wie schwie-
rig es ist, die Erklärungskraft von Ursachen-
bündeln genau zu bestimmen (Green/ 
McElwee 2018). 

STEIGENDE SOZIALE UND WIRTSCHAFTLICHE UN-

GLEICHHEIT 

Das zweite Ursachenbündel, das die Wis-
senschaft zur Erklärung heranzieht, warum 

Donald Trump zum Präsidenten gewählt 
wurde, konzentriert sich viel stärker auf die 
wirtschaftlichen und sozialen Unterschiede 
in der Gesellschaft. Die kulturellen Konflikte 
werden zwar nicht geleugnet, jedoch für 
nicht ausreichend erklärungskräftig gehal-
ten. Die Spaltung der Gesellschaft sei viel-
mehr eine Frage von Arm und Reich. Im 
Kern knüpft diese Sichtweise an die wissen-
schaftliche Tradition der Klassenanalyse an. 
Die Gesellschaft wird anhand von Vermö-
gen, Einkommen und Bildungsgrad in sozi-
ale Klassen unterteilt. Zwischen diesen 
Klassen gibt es politische Konflikte, weil 
sich die Interessen von Armen und Reichen 
grundlegend unterscheiden oder sogar un-
versöhnlich gegenüberstehen. Die zuneh-
mende gesellschaftliche Spaltung in den 
USA sei deshalb nichts anderes als ein mit 
besonderer Härte ausgetragener Klassen-
kampf. Im Jahr 2016 ging Donald Trump 
mit seiner politischen Anhängerschaft des-
halb als Sieger aus diesem Kampf hervor, 
weil er versprach, die Interessen der gro-
ßen Mehrheit von ärmeren Amerikanern 
und der Mittelschicht gegen die Reichen 
und die verhassten politischen Eliten in der 
Bundeshauptstadt durchzusetzen (Norrlof 
2018: 71-82). 

Ohne die womöglich sogar erklärungskräf-
tigere Ursache von Kulturkonflikten in Ab-
rede zu stellen, konzentrieren sich die fol-
genden Ausführungen auf das zweite Ursa-
chenbündel: Politik als Klassenkampf. Denn 
die ausdifferenzierten Argumente dieser Er-
klärungsvariante ermöglichen einen An-
schluss an Prozesse internationaler Bezie-
hungen und somit eine Antwort auf die 
Frage, ob nicht auch internationale Fakto-
ren dazu beigetragen haben, dass Donald 
Trump amerikanischer Präsident werden 
konnte. Außerdem kann gezeigt werden, 
wie Trump versucht, seine Versprechen an 
die Wähler einzulösen, an dem er auch 
seine Aussenpolitik unmittelbar ausrichtet. 
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Der historische Ursprung des revitali-
sierten Klassenkampfes in den USA 

Die USA gingen unbestritten als der große 
Sieger aus dem 2. Weltkrieg hervor. Denn 
sie waren nicht nur militärisch auf dem 
Schlachtfeld erfolgreich. Vielmehr richtete 
dieser Krieg überall sonst in der Welt derart 
große Zerstörung an, dass funktionierende 
Wirtschaften und Gesellschaften erst müh-
sam und langsam aufgebaut werden muss-
ten. Im Vergleich dazu waren die USA eine 
blühende Landschaft mit einer starken und 
stabilen Wirtschaft. Die Zeit zwischen 1945 
und 1970 wird deshalb als das „goldene 
Zeitalter“ bezeichnet (Kirshner 2014: 38). 
Nach der Verheerung des Krieges ging es 
nahezu überall aufwärts (Plumpe 2013: 92-
101). Wohlstand und Wachstum führten bei 
den Bürgern im sogenannten Westen zu 
großer Zufriedenheit und steigenden Er-
wartungen, dass sie nicht nur ihren materi-
ellen Lebensstandard würden steigern kön-
nen, sondern auch darüber hinaus ihre Le-
bensart modernisierten, indem sie ihre kul-
turellen Ideale verwirklichen könnten. 

Diese Zufriedenheit und auf die Zukunft ge-
richteten Erwartungen wurden jedoch in 
den 1970er Jahren massiv enttäuscht und 
abrupt beendet. Zwei Ölkrisen waren der 
sichtbarste Hinweis darauf, dass perma-
nentes, stabiles Wachstum von Wirtschaft 
und Lebensstandard keinesfalls naturgege-
ben waren, sondern womöglich die histori-
sche Ausnahme. Vielmehr kämpften die 
Staaten mit der sogenannten „Stagflation.“ 
Dieses Wort setzt sich zusammen aus der 
Stagnation, d.h. stillstehenden, nicht mehr 
wachsenden Wirtschaft einerseits und In-
flation, d.h. immer stärker steigenden 

 
2 Eine Kritik am Neoliberalismus ist, dass seine 
Befürworter ihn als „alternativlos“ darstellen 

(Vormann 2018: 227-229). Dieses TINA (there 
is no alternative) wird als eine Form von Depo-
litisierung kritisiert und mit dem allgemeinen 

Hinweis begründet, dass es immer Alternativen 
gebe (Biebricher 2019). Allerdings findet man 

kaum Vorschläge, worin diese Alternativen denn 

tatsächlich bestehen. Soweit sich die Kritik von 

Preisen, andererseits. Mit anderen Worten: 
Stagflation bedeutete einen Rückgang von 
Wohlstand und Lebensstandard. Damit war 
es auch mit der Zufriedenheit der Bürger 
vorbei. 

In dieser politisch sehr schwierigen Lage 
verhieß eine bis dahin vernachlässigte poli-
tische Ideologie radikale Abhilfe und die 
Rückkehr zu Wachstum und Wohlstand: der 
Neoliberalismus. Er versprach, die Stagfla-
tion zu überwinden und wieder Wirtschafts-
wachstum zu erzeugen (Nachtwey 2016: 
47-53). Kein Wunder, dass die Politik von 
dieser Idee begeistert war. Denn außer den 
Neoliberalisten gab es niemand, der ein 
zündendes und attraktives Konzept gegen 
Stagflation vorlegen konnte.2 

Grundideen des Neoliberalismus 

Der Kern der Idee des Neoliberalismus 
(Schnitzler 2008) war, die Wirtschaft effizi-
enter zu gestalten, um auf diese Weise wie-
der mehr Wachstum aus ihr herauszupres-
sen. Der Schlüssel dazu war mehr Wettbe-
werb und höhere Effizienz durch (auch in-
ternationale) Spezialisierung und Arbeits-
teilung. Das politische Programm des Neo-
liberalismus hatte deshalb zwei große Stoß-
richtungen: International musste die Ko-
operation zwischen Staaten so verbessert 
werden, dass durch Spezialisierung und Ar-
beitsteilung zwischen Volkswirtschaften 
eine höhere Effizienz von Produktivität und 
damit weltweites Wachstum erwirtschaftet 
werden konnte. Mehr Kooperation bedeu-
tete jedoch, dass nationale Grenzen geöff-
net werden mussten, damit Waren, Dienst-
leistungen und Kapitel genau dort einge-
setzt werden konnten, wo sie die höchste 

TINA gegen die Behauptung richtet, Sach-
zwänge verstellten den Weg alternativer Lösun-

gen, ist ihr zuzustimmen. Wenn sich die Kritik 

jedoch gegen das Argument richtet, es gebe 
keine bessere Alternative als der eingeschla-

gene Kurs, so muss der Nachweis geführt wer-
den, dass ein anderer Weg bessere Ergebnisse 

zeitigt. 
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Wirkung (im Sinne von Wachstum) erzeu-
gen würden. Die Öffnung nationaler Gren-
zen führte also zur Globalisierung: einer 
Verdichtung von Raum und Zeit (Effizienz), 
um Wirtschaftswachstum zu erzeugen 
(Nachtwey 2016: 51-68; Tuschhoff 2015a: 
238-240). 

Dabei nahm man nolens volens in Kauf, 
dass Grenzöffnung mit erheblichen Verlus-
ten von Schutz für die Volkswirtschaften, 
Gesellschaften und politischen Systeme be-
deutete. Denn nach der Öffnung konnten 
Akteure und politische Kräfte außerhalb von 
Staaten ungehinderter als zuvor in diese 
Länder eingreifen. Grenzöffnung steigerte 
deshalb die wechselseitigen Abhängigkei-
ten, die man Interdependenz nennt 
(Keohane/ Nye 1989; Tuschhoff 2015a: 
125). Sie ging mit einem Kontroll- und Sou-
veränitätsverlust von Staaten und Gesell-
schaften einher. 

Darüber hinaus führte die zweite Stoßrich-
tung des Neoliberalismus zu innenpoliti-
schen Reformen in den einzelnen Ländern: 
Für höheres Wirtschaftswachstum musste 
mehr Wettbewerb in der Marktwirtschaft 
erzeugt werden. Dies sollte dadurch gelin-
gen, dass der Markt von Bestimmungen be-
freit wurde, die Wettbewerb behinderten. 
Die Abschaffung von wettbewerbshinderli-
chen Bestimmungen heißt Deregulierung. 
Staatliche Regeln, die den freien Markt be-
hinderten, wurden abgeschafft. Der Staat 
zog sich aus der Wirtschaft zurück, um sie 
sich freier entfalten zu lassen (Nachtwey 
2016: 87). Von derartigen staatlichen Fes-
seln befreit würden die Akteure in der Wirt-
schaft viel aktiver und produktiver arbeiten 
können und daher Wachstum erzeugen.3 

Hinzu kam, dass der Neoliberalismus den 
Sozialstaat schlicht für überflüssig hielt und 
deshalb, wenn nicht vollständig abschaffen 
so doch erheblich zurückschneiden wollte 

 
3 Steven Vogel (2018) bestreitet dieses Argu-
ment vehement. Zumindest in der Praxis habe 

der amerikanische Staat weder dereguliert noch 

sich aus der Wirtschaft zurückgezogen. 

(Nachtwey 2016: 94-98). Freie Individuen 
könnten selbst für ihre Leben sorgen und 
bedurften keiner staatlich organisierten 
Rückversicherung und der Solidarität in der 
Gesellschaft. Daher wurden die Leistungen 
des Sozialstaats an Bedürftige gekürzt 
und/oder an neue Bedingungen geknüpft. 
„Fordern und Fördern“ bedeutete, dass der 
Staat nunmehr einen Nachweis von Lei-
tungsbereitschaft der Bedürftigen ver-
langte, bevor er sozialstaatliche Unterstüt-
zung gewährte (Nachtwey 2016: 96). Die-
ses neue Prinzip setzte gerade die 
Schwächsten in der Gesellschaft einem hö-
heren Druck aus als zuvor. 

Folgen neoliberaler Reformen 

Im Ergebnis neoliberaler Reformpro-
gramme kam es in den Ländern zu erhebli-
chen Verschiebungen (Crouch 2014; 
Lammert/ Vormann 2016). Der Abbau des 
Sozialstaates bedeutete, dass sich die Ge-
wichte zwischen latent konfligierenden 
wirtschaftspolitischen Zielen nachhaltig 
verschob. Zuvor standen die Erzeugung 
von Wachstum durch Wettbewerb am 
Markt einerseits und die Umverteilung ge-
samtwirtschaftlicher Gewinne auf sozial be-
nachteiligte Gruppen andererseits in einem 
mehr oder minder ausgewogenen Verhält-
nis zueinander. Nach den Reformen domi-
nierte das Ziel der Wachstumserzeugung 
und das Ziel der gesellschaftlichen Umver-
teilung wurde ihm untergeordnet. Damit 
war die Entstehung oder die Vertiefung so-
zialer Ungleichheiten vorprogrammiert 
(Mildner/ Howald 2016: 443). Wie die Poli-
tikwissenschaftlerin Kathleen Thelen in ih-
rer Amtsantrittsrede als Präsidentin der 
American Political Science Association ein-
drucksvoll erläuterte, veränderten sich die 
Lebenswelten der Amerikaner nachhaltig, 
weil die neoliberalen Reformen die Arbeits-
bedingungen erheblich verschlechterten 

Allerdings wurden die unterschiedlichsten Mo-
delle von Regulierungen entwickelt. Insofern 

führte der Neoliberalismus zu keinem einheitli-

chen Politikmodell. 
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(Thelen 2019). Dies musste zu Debatten 
und gesellschaftlichen Konflikten über sozi-
ale Gerechtigkeit führen.  

Deregulierung und Sozialstaatsabbau ver-
änderten überdies die Machtbalance zwi-
schen Staat und Märkten. Susan Strange 
drückte dies prägnant so aus: Zuvor ver-
handelten Staaten mit anderen Staaten; 
heute verhandeln Staaten immer noch mit 
anderen Staaten, aber sie müssen zusätz-
lich auch mit großen Wirtschaftsunterneh-
men verhandeln. Das bedeutet staatlichen 
Machtverlust (Stopford/ Strange 1991: 2). 

Da es sich bei diesen Reformen und politi-
schen Prozessen also um ganz erhebliche 
Umbaumaßnahmen mit erheblichen Folgen 
für breite Schichten der Gesellschaft han-
delte, überrascht es, dass sie trotz dieser 
Konflikthaftigkeit weitgehend durchgesetzt 
werden konnte. Gerade in den USA setzte 
massiver politische Widerstand erst im 
Zuge der Finanz- und Wirtschaftskrise 2008 
ein. Dennoch verfolgte der Wirtschaftshis-
toriker Adam Tooze (2018) die vielfältigen 
Ursachen dieser Krise jeweils bis zu den Re-
formen der 1970er und 1980er Jahre zu-
rück. Eine Erklärung für diese verspätete 
Reaktion ist, dass sowohl Republikaner als 
auch Demokraten die Reformprogramme 
umsetzten. Kritische Historiker machen ge-
rade die demokratische Partei und den de-
mokratischen Präsidenten Jimmy Carter da-
für verantwortlich, dass sie im entscheiden-
den Jahrzehnt der 1970er Jahre keinen Wi-
derstand gegen den Neoliberalismus geleis-
tet hätten (Stein 2010).4 Deregulierung und 
Abbau des Sozialstaates seien zu Lasten der 
unteren und Mittelschichten der Gesell-
schaft gegangen. 

Ein weiterer Grund für die erfolgreiche Um-
setzung des neoliberalen Reformpro-
gramms war, dass der damit einherge-
hende Umbau von einer produzierenden in 
eine Dienstleistungsgesellschaft die politi-
sche Interessenvertretung der 

 
4 Siehe dazu auch die Kontroverse in Phelan et 

al. (2011) 

Arbeiterklasse nachhaltig schwächte. Die in 
den USA ohnehin nicht stark ausgeprägte 
politische Macht von Gewerkschaften 
schmolz weiter dahin (Thunert 2016: 289-
291; Tooze 2018: 44). Vereinzelte Arbeit-
nehmer ohne politische Interessenvertre-
tung können jedoch nicht wirksam kol-
lektiven Widerstand leisten (Thelen 2019: 
16-19). Diese Vereinzelung der Bürger 
(Reckwitz 2017), die aus ihren angestamm-
ten sozialen Gemeinschaften herausgelöst 
wurden, war durchaus Teil des neoliberalen 
Reformprogramms. Soziale Vereinzelung 
ging einher mit Entsolidarisierung (Bude 
2019; Nachtwey 2016: 107-110) und dem 
Rückgang von Sozialkapital (Putnam 2000). 

Der Verlust von Sozialkapital umfasst auch 
einen Rückgang von Vertrauen in die politi-
schen Institutionen der USA. Dies ist ein 
Grund dafür, dass die Distanz zwischen Ge-
sellschaft und Staat größer wurde. Deshalb, 
so argumentieren Kritiker weiter, wurde der 
Neoliberalismus zu einer großen Herausfor-
derung für die Demokratie selbst. Wenn 
nicht mehr Wähler, die mit jeweils gleichem 
Stimmgewicht ausgestattet sind, die we-
sentlichen politischen Entscheidung treffen, 
sondern Marktakteure, die mit sehr unter-
schiedlicher wirtschaftlicher Macht ausge-
stattet sind, dann entsteht eine Post-Demo-
kratie (Crouch 2004; 2014; 2017; 
Nachtwey 2016: 89-94). 

Das Rechtfertigungsnarrativ zur Legi-
timierung des Neoliberalismus 

Es besteht kein Zweifel, dass derart eingrei-
fende Umbauprozesse der Rechtfertigung 
bedürfen, die den Bürgern einleuchtet, so 
dass sie den politischen Umbau akzeptieren 
und mittragen (Nachtwey 2016: 78-86). 
Kulturpolitisch sang der Neoliberalismus 
deshalb das hohe Lied von der individuellen 
Leistungsbereitschaft und der Selbstver-
wirklichung, wenn der Staat die Bürger 
nicht länger gängele. Der von Bill Clinton im 
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Wahlkampf propagierte Slogan „it’s the 
economy, stupid,“ (es ist die Wirtschaft, du 
Dummkopf) brachte das neoliberale Ver-
sprechen griffig auf den Punkt. Wenn nur 
den wirtschaftlichen Akteuren freie Hand 
gelassen werde, entstehe Wachstum, mit 
dem der Lebensstandard aller Bürger ange-
hoben werden könne (Vormann 2018: 225-
227). 

Dieses materielle Versprechen wurde je-
doch gleichzeitig durch ein immaterielles 
ergänzt: Individuelle Freiheit führe auch zur 
Selbstverwirklichung (Vormann 2018: 225). 
Dass dieses immaterielle Versprechen bei 
Bürgern auf fruchtbaren Boden fallen 
konnte, lag zumindest teilweise auch an der 
sogenannten „stillen Revolution“ (Inglehart 
1977; 1997). Westliche Gesellschaften er-
weiterten ihr Repertoire an Wertvorstellun-
gen von materiellen Bedürfnissen (wach-
sender Lebensstandard) zu post-materiel-
len Einstellungen wie Menschenrechten, 
Umweltschutz, Emanzipation und insbeson-
dere individueller Selbstverwirklichung. Die 
Gesellschaft förderte deshalb Bürger, die 
den Anspruch stellten, möglichst einzigartig 
zu sein. Dieses individuelle Streben nach 
Besonderheit und Einzigartigkeit verän-
derte fundamental die Beziehungen zwi-
schen Individuen und damit der Gesell-
schaft insgesamt (Reckwitz 2017). 

Mit dieser Verschiebung in den politischen 
Einstellungen der Bürger verschoben sich 
auch die Maßstäbe, mit denen politische, 
soziale und wirtschaftliche Prozesse beur-
teilt werden sollten. Es mag intuitiv rätsel-
haft erscheinen, dass viele Amerikaner sich 
damit zu arrangieren schienen, dass für die 
Erhaltung des erworbenen Lebensstan-
dards einer Familie das Einkommen des üb-
licherweise arbeitenden Mannes nicht mehr 
ausreichte. Immer mehr Frauen gingen ar-
beiten, damit die Familie ihren erworbenen 
Lebensstandard beibehalten konnte 
(Murswieck 2016: 97-98). Doch darin sahen 
viele nicht unbedingt eine Verschlechterung 
ihrer Lebenssituation, sondern häufig sogar 
eine Verbesserung. Arbeitende Frauen 

verwirklichten sich selbst, sie waren eman-
zipiert, selbständig und (wirtschaftlich) un-
abhängig. Angesichts dieses großen Zuge-
winns an Lebensqualität spielte die Tatsa-
che, dass mit dieser Mehrbelastung kein 
materieller Gewinn einherging, keine aus-
schlaggebende Rolle. Zufriedenheit beruhte 
nicht mehr nur auf der Befriedigung mate-
rieller Bedürfnisse, sondern auch immateri-
eller Wünsche. Selbstachtung, Selbstwert-
gefühl und gesellschaftliche Anerkennung 
wurden dadurch erworben, dass man eine 
(Arbeits-)Leistung erbrachte. 

Diese Austauschbeziehungen materieller 
und immaterieller Einstellungen konnte sich 
das Rechtfertigungsnarrativ des Neolibera-
lismus zunutze machen. Soziologen konn-
ten zeigen, dass dieses neue Selbstbild der 
Bürger auch die Beziehungen zu anderen 
und damit das Gefüge der gesamten Gesell-
schaft veränderte (Bude 2019: 44-45). Dies 
zeigte sich ganz besonders in der Arbeits-
welt. Selbständigkeit und Eigenverantwort-
lichkeit wurden tragende Säulen von Ein-
stellungen auch abhängig beschäftigter An-
gestellter – der Begriff „Arbeiter“ ver-
schwand zunehmend aus dem gebräuchli-
chen Wortschatz, weil die neuen das 
Selbstbild prägenden Werte damit nicht 
ausgedrückt wurden. Selbstbewusste Indi-
viduen benötigen auch keine Organisatio-
nen wie Gewerkschaften, um ihre Interes-
sen wirksam zu vertreten. Das gelänge 
ihnen selbst. 

Von diesem neuen Selbstbild war es nur 
noch ein kleiner Schritt, mit dem das neoli-
berale Prinzip von „Fordern und Fördern“ 
gesamtgesellschaftlich akzeptiert wurde. 
Damit wurde ein vollkommen neues Ver-
ständnis von gesamtgesellschaftlicher Soli-
darität geschaffen (Bude 2019: 58-66), das 
nunmehr den dominierenden Konsens bil-
dete. Hinzu kam, dass diese neue Qualität 
von Individualismus auch die Beziehungen 
der Bürger zur Politik auf eine völlig neue 
Grundlage stellte. Im „goldenen Zeitalter“ 
pflegten Bürger eine Art treue Gefolgschaft 
zur Politik (allegiance). Im Zuge vom 
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Neoliberalismus veränderten Selbstbild 
wurde immer stärker ein Verhältnis von 
Selbstbewusstsein und Durchsetzungskraft 
(assertiveness) gepflegt (Dalton/ Welzel 
2014; Welzel/ Dalton 2014). An die Stelle 
von loyaler Unterstützung der Politik trat 
Kritik und Protest. 

Wirtschaftlicher Erfolg als Beweis für 
die Gültigkeit des neoliberalen Ver-
sprechens 

Es wäre jedoch zu einfach, den Grund für 
die ursprüngliche Akzeptanz gesellschaft-
lich und wirtschaftlich einschneidender Re-
formen des Neoliberalismus ausschließlich 
in der stillen Revolution von Werten zu se-
hen. Ohne den Nachweis, dass es dem Ne-
oliberalismus gelang, seine Versprechen 
zumindest teilweise einzulösen, wäre der 
gesellschaftliche Konsens, auf dem seine 
Legitimität beruhte, wohl schon viel früher 
zerbrochen. Wesentlich war deshalb, dass 
es tatsächlich gelang, gesamtwirtschaftli-
ches Wachstum zu erzeugen. Dieses 
Wachstum war besonders in den USA aus-
geprägt. Davon profitierten unterschiedli-
che Einkommensgruppen jedoch in einem 
ausgesprochen ungleichen Maß 
(Congressional Budget Office 2019: 15, 21; 
Lammert 2018: 213). In europäischen Län-
dern, die stärker als die USA an ihren Wohl-
fahrtsstaaten festhielten, wurden systema-
tisch geringere Wachstumsraten erwirt-
schaftet als in Amerika (Mildner/ Howald 
2016: 442; Schwartz 2009b). Dies konnte 
als Beweis dafür verwendet werden, dass 
neoliberale Wirtschaftsreformen tatsächlich 
zu höheren Effizienzgewinnen für die Ge-
samtwirtschaft führten. Insbesondere die 
1990er Jahre waren von wirtschaftlichem 
Wachstum gekennzeichnet (Tooze 2018: 
26). In diesem Punkt schien es zunächst, 
als könnte der Neoliberalismus sein Ver-
sprechen halten. Allerdings erreichten die 
Wachstumsraten nicht mehr die Höher 

 
5 Wirtschaftsfachleute stritten vehement dar-

über, ob dieser Sachverhalt eine Folge von Ar-

beitsplatzverlagerung in die Schwellenländer 

derer im „goldenen Zeitalter.“ Zusätzlich 
wurde dieses Wachstum durch steigende 
soziale Ungleichheit teuer erkauft. 

Zurecht wenden jedoch Kritiker ein, dass 
dieses gesamtwirtschaftliche Wachstum er-
hebliche Nebenwirkungen erzeugte. Dem 
Staat gelang es immer weniger, seine Aus-
gaben durch Steuereinnahmen zu finanzie-
ren. Das Haushaltsdefizit stieg immer wei-
ter an. Die Staatsverschuldung stieg 
(Mildner/ Howald 2016: 444-445). Stei-
gende Militärausgaben und Steuersenkun-
gen republikanischer Präsidenten und 
Mehrheiten im Kongress steigerten dieses 
Problem zusätzlich. Präsident George W. 
Bush verwandelte den von Bill Clinton ge-
erbten Haushaltsüberschuss in ein dauer-
haftes Haushaltsdefizit (Tooze 2018: 27). 
Außerdem hatte die zur Globalisierung füh-
rende wirtschaftliche Grenzöffnung die 
Folge, dass die Herstellung von Waren im-
mer stärker im Ausland erfolgte. Die Inter-
nationalisierung von Wirtschaft führte zu ei-
ner Spezialisierung und Arbeitsteilung, bei 
der die USA zunehmend Dienstleistungen 
stellten und andere Staaten die Warenpro-
duktion erbrachten. Damit verwandelten 
sich die USA zu einer Dienstleistungsgesell-
schaft, die Arbeiter im produzierenden Ge-
werbe zu Globalisierungsverlierern machte. 
Dieser Verlust war besonders in Regionen 
konzentriert und spürbar, deren Wirtschaft 
auf Produktion beruhte (Acemoglu et al. 
2016; Autor/ Dorn/ Hanson 2013; 2016).5 

Ein zweiter Einwand ist, dass die Verlage-
rung von Produktion ins Ausland das Defizit 
der amerikanischen Außenhandelsbilanz er-
heblich vergrößerte. Die USA importierten 
und konsumierten wesentlich mehr Waren 
als sie ausführten. Diesem seit Jahren be-
stehenden amerikanischen Handelsbilanz-
defizit standen Handelsbilanzüberschüsse 
von vor allem Exportnationen wie Deutsch-
land und China gegenüber, die ebenfalls 

oder die Folge von Automatisierung und Digita-

lisierung also von technologischer Innovation 

sei (Autor 2018; Wood 1991; 1995). 
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sehr stabil sind. Internationale Spezialisie-
rung und Arbeitsteilung führten also zu so-
genannten globalen Ungleichgewichten 
(Gopinath 2019; Hughes Hallett/ Martinez 
Oliva 2012; Pettis 2014; Williamson 2012). 
Der Handelsbilanzüberschuss der Exportna-
tionen konnte nur dadurch aufrechterhalten 
werden, dass diese Länder ihre Exporter-
träge nicht in ihre Länder zurückholten, 
sondern dieses Kapital möglichst sicher in 
den USA anlegten. Deshalb war die Leis-
tungsbilanz zwischen den USA und den Ex-
portnationen ausgewogen. Manche Wirt-
schaftswissenschaftler halten deshalb eine 
unausgewogene Handelsbilanz dann für 
kein Problem, wenn eine ausgewogene 
Leistungsbilanz bestehe (Tuschhoff 2018b: 
3). Die Währungs- und Wechselkurspolitik 
der Exportnationen verhinderte zudem, 
dass das verarbeitende Gewerbe in den 
USA seine Wettbewerbsfähigkeit zurückge-
winnen konnte. Die internationale Wirt-
schaft spaltete sich in Überschussländer 
und Defizitländer auf (Tooze 2018: 34). 
Insbesondere der Internationale Wäh-
rungsfonds weist aber regelmäßig darauf 
hin, dass dauerhafte Ungleichgewichte in 
der Weltwirtschaft nicht nachhaltig sind. 
Deshalb empfiehlt er den Staaten, Korrek-
turmaßnahmen einzuleiten und ggf. multi-
lateral abzustimmen (Gopinath 2019; 
International Monetary Fund 2019). Auf die 
aus diesen internationalen Verflechtungen 
hervorgehende Problemlage wird jedoch 
weiter unten eingegangen. 

Für die USA und deren Bürger ergab sich 
jedoch zunächst eine wirtschaftlich eher 
komfortable Lage. Denn billige und qualita-
tiv hochwertige Waren aus dem Ausland 
wurden gerne gekauft. Über gute Möglich-
keiten zum Konsum zu verfügen, ver-
schaffte den Bürgern den Eindruck, ein gu-
tes Leben führen zu können. Hinzu kam, 
dass solange der Staat seine Ausgaben teil-
weise durch Schuldenaufnahme finanzieren 
konnte und dafür Gläubiger aus dem Aus-
land nutzte, war er nicht gezwungen, die 
Bürger mit Steuererhöhungen zu belasten. 

Handelsbilanzdefizit und Haushaltsdefizit 
hängen deshalb zusammen (Tooze 2018: 
28, 30). Hinzu kommt, dass die Gläubiger 
aus dem Ausland den USA ihr Geld zu sehr 
günstigen Bedingungen verleihen. Da die 
Rückzahlung von Schulden erst nach eini-
ger Zeit erfolgt, gleicht die inzwischen statt-
gefundene Inflation diese Kosten zu einem 
guten Teil aus. Auch dieser Zusammenhang 
kam den USA zugute. 

Und schließlich ermöglichten die hohen Ka-
pitalzuflüsse aus dem Ausland vielen Ame-
rikanern die Bildung von Vermögen, die 
ohne Internationalisierung und Handelsbi-
lanzdefizite nicht möglich gewesen wären. 
Dies zeigte sich insbesondere am Immobili-
enmarkt. Die Möglichkeit, sich extrem 
günstig bei ausländischen Gläubigern zu 
verschulden, erlaubte es vielen Bürgern, 
Immobilien zu erwerben, schon erworbene 
Immobilien zu beleihen und diese zu mo-
dernisieren oder diese Immobilienkredite 
für Konsumzwecke zu nutzen. Die Zahl der 
Immobilieneigentümer stieg an und er-
reichte auch solche gesellschaftlichen 
Gruppen wie ethnische Minderheiten, die 
sich unter weniger günstigen finanziellen 
Bedingungen keine Immobilie hätten leis-
ten können. Auch diese Gruppen verspür-
ten so wie schon andere zunächst einen 
wirtschaftlichen Aufschwung. Sie konnten 
deshalb den Eindruck gewinnen, der Neoli-
beralismus löse seine Versprechen ein. Ge-
rade die demokratische Partei förderte auch 
aus Gründen der Gleichstellung Immobili-
eneigentum von Minderheiten, das zuvor 
der weißen Mehrheit vorbehalten war. Nach 
der Finanzkrise geriet diese Politik der 
Gleichstellung von Minderheiten in die Kritik 
von Weißen, weil die erforderlichen und 
sehr teuren staatlichen Rettungspakete an-
geblich gerade diesen Minderheiten zu-
gutegekommen seien (Tooze 2018: 47). 

Eine wichtige Voraussetzung dafür war 
aber, dass eine Reihe von kommerziellen 
Dienstleistern dabei half, diese Vermögen 
zu bilden. Finanzdienstleister und Banken 
kanalisierten den Zufluss von Kapital aus 
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dem Ausland so, dass es konsumfreudige 
oder nach Immobilienvermögen strebende 
Amerikaner erreichte. Immobilienmakler 
vermittelten die Objekte. Spezialisten für 
Kredite arbeiteten die individuellen Finan-
zierungen aus (Tooze 2018: 51-56). Und 
der Staat half mit der Unterstützung von 
Einrichtungen wie Freddy Mac und Fanny 
Mae dabei, das verfügbare Volumen der 
Hypothekenfinanzierung in den USA erheb-
lich zu erweitern (Tooze 2018: 46). 

Allerdings war diese Art von Vermögensbil-
dung nur vorübergehend erfolgreich und 
gerade nicht nachhaltig. Die Finanzkrise 
von 2008 machte sie wieder zunichte. Kre-
ditfinanziertes Vermögen wie Immobilien 
bergen das Risiko, es zu verlieren, wenn die 
Kredite nicht nachhaltig finanziert werden 
können. Die Zahl der Immobilieneigentü-
mer fiel vom Höhepunkt 2005 von fast 70 
Prozent aller Hausbewohner wieder auf den 
Stand der 1960er Jahre von etwa 60 Pro-
zent zurück (Tooze 2018: 43; United States 
Census Bureau 2019). Die Immobilienei-
gentümer erfuhren schmerzlich, dass sie 
hohe Risiken eingegangen waren, gegen 
die sie niemand schützte. Sie seien unwill-
kürlich zu Spekulanten gemacht worden, 
folgert Adam Tooze (2018: 65).Wer seine 
Immobilien und sein Vermögen verlor, 
musste deshalb den Eindruck gewinnen, 
von der Politik und der Wirtschaft, also den 
Eliten, betrogen worden zu sein. 

Fehlleistungen und Kritik am Neolibe-
ralismus 

Alle Punkte zusammen genommen verwei-
sen darauf, dass der Neoliberalismus tat-
sächlich einige Vorteile erbracht hat. Er 
funktionierte für eine gewisse Zeit gut und 
ermöglichte den Erhalt des erzielten Le-
bensstandards, Konsum und Vermögensbil-
dung. Die Volkswirtschaft als Ganzes 
wuchs. 

Aber Kritiker weisen zurecht darauf hin, 
dass diese Entwicklung auf törnen Füßen 
stand und deshalb nicht nachhaltig war. Die 
größte Schwäche bestand darin, dass die 

soziale Ungleichheit in der Gesellschaft un-
geahnte Höhen erreichte. Gemessen an 
Einkommen und Vermögen wurde die Kluft 
zwischen Armen und der Mittelschicht ei-
nerseits und den Reichen andererseits im-
mer größer (Murswieck 2016: 101-102). 
Seit den 1970er Jahren hielten Lohnzu-
wächse nicht mehr mit der Steigerung der 
Produktivität Schritt (Tooze 2018: 26). Auf 
diese Weise wurde die große Mehrheit der 
Amerikaner vom gesamtwirtschaftlichen 
Wachstumsgewinn abgekoppelt. Reiche 
konnten dagegen die wirtschaftlichen Gele-
genheiten besser nutzen als andere, die 
ihnen die Globalisierung bot (Viola 2017: 
334). Vor allem liehen sie billiges Kapital 
aus dem Ausland und legten es dort wieder 
in Form von längerfristigen Auslandsinves-
titionen an. Mit diesen Auslandsinvestitio-
nen erzielten sie höhere Erträge als sie an 
ihre ausländischen Kapitalgeber für Zins 
und Tilgung entrichten mussten. Die Diffe-
renz strichen sie als Gewinn ein. Diese Ein-
künfte aus Kapitalvermögen stiegen schnel-
ler an als Einkünfte aus Löhnen und Gehäl-
tern, wie Thomas Piketty mit seiner einfa-
chen Formel darlegte (Piketty 2014). Hinzu 
kam, dass die politischen Programme zur 
Kompensation von Globalisierungsverlieren 
trotz zahlreicher Reformen kaum wirksam 
waren und die ökonomischen Härten von 
Globalisierungsverlierern nicht nachhaltig 
ausgleichen konnten (Püschel 2016: 472-
475). Kurz, das durch Globalisierung und 
Deregulierung erzeugte Wachstum der 
amerikanischen Volkswirtschaft als Ganzes 
kam bei den allermeisten Amerikanern 
nicht an, sondern erreichte nur die reichen 
Bevölkerungsschichten. Die soziale Un-
gleichheit stieg massiv an. 

Doch Wirtschaftswissenschaftler entdeck-
ten noch weitere Schwachstellen neolibera-
ler Wirtschaftspolitik (Rajan 2011: Kapitel 
4). Zwar war die Arbeitslosigkeit in den USA 
gering, aber dieser Indikator für Wohlstand 
sei trügerisch. Denn er erfasst nicht den An-
teil der Bevölkerung, die keine Arbeit hat 
und auch keine mehr bekommt bzw. aktiv 
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sucht. Deshalb ist die Beschäftigungsquote, 
also der Anteil der Bevölkerung im arbeits-
fähigen Alter, die über eine Beschäftigung 
verfügt, der aussagekräftigere Indikator. 
Diese Beschäftigungsquote ging nun konti-
nuierlich immer weiter zurück. Dies bedeu-
tete, dass immer weniger Bürger am wirt-
schaftlichen Leben in den USA teilnahmen. 
Stattdessen wurden sie marginalisiert 
(Püschel 2016: 462-463; 465-467). In die-
sem Zusammenhang liegt auch eine wich-
tige Erklärung dafür, dass die Schere zwi-
schen Arm und Reich immer weiter ausei-
nander ging. Darunter litten vor allem die-
jenigen Amerikaner, die nicht besonders 
gut ausgebildet waren (Norrlof 2018: 80). 

Gerade diese Gruppe wurde zusätzlich da-
von benachteiligt, dass das Ausbildungssys-
tem in den USA nicht besonders gut ausge-
staltet ist und deshalb nur geringe soziale 
Mobilität, d.h. den Aufstieg durch Bildung, 
ermöglichte. Im internationalen Vergleich 
schneidet das amerikanische Ausbildungs-
system schlecht ab. Es zementiert die sozi-
ale Spaltung des Landes, weil es für ärmere 
Bevölkerungsgruppen keinen Weg zum be-
ruflichen Erfolg öffnet (Dobbins/ Bieber 
2016). Der amerikanische Traum, man 
könnte vom Tellerwäscher zum Präsidenten 
werden, ist ein Mythos, weil das Ausbil-
dungssystem diesen Weg verstellt 
(Murswieck 2016: 102-107; Rajan 2011: 
Kapitel 9). 

 
6 Die Lektüre von Arbeiten deutscher Experten 

hinterlässt meist den Eindruck, dass derartige 

wirtschaftspolitische Fehlleistungen in der deut-
schen sozialen Marktwirtschaft nicht möglich 

seien, weil der Sozialstaat besser ausgebaut 
und daher funktionstüchtig sei. Man spürt gera-

dezu die unausgesprochene Politikempfehlung 
an die USA, sich am deutschen Modell auszu-

richten, dann sei alles in Butter. Diesem Ein-

druck soll aus mehreren Gründen entgegenge-
treten werden. Zunächst ist erstens zu fragen, 

wie die Stagflation hätte überwunden werden 
können, ohne das Instrumentarium des Neoli-

beralismus zu nutzen. Hier fehlt es an einleuch-

tenden Alternativvorschlägen. Zweitens ist es 

Hinzu kommt, dass auch das amerikanische 
Gesundheitssystem ärmere Bevölkerungs-
schichten benachteiligt. Diese Gruppen sind 
gesundheitlichen Risiken ausgesetzt, für die 
die Gesellschaft sie nicht hinreichend absi-
chert. Zwar verfügen die USA über eine 
herausragende medizinische Versorgung, 
die auf neuesten Forschungen und Erkennt-
nissen beruht. Diese ist jedoch dermaßen 
teuer, dass viele Menschen sie sich nicht 
leisten können. Viele sind wegen der hohen 
Kosten auch nicht krankenversichert 
(Lammert 2016: 370-373). 

Diese von Fachleuten zusammen getrage-
nen Befunde münden in die Kritik, dass der 
Neoliberalismus die Risiken für die Men-
schen massiv erhöht habe, gleichzeitig aber 
der Sozial- und Wohlfahrtsstaat massiv ab-
gebaut wurde, so dass die Bürger nunmehr 
allein den höheren Risiken ausgesetzt sind. 
Wenn wundert es daher, dass viele Ameri-
kaner höchst verunsichert sind. Diese Unsi-
cherheit wird zusätzlich dadurch verstärkt, 
dass viele keine Möglichkeit mehr sehen, 
selbst etwas an ihrer Lebenssituation zu än-
dern, weil sie nicht mehr am Wirtschaftsle-
ben beteiligt sind.6 

Während diese Prozesse eher schleichend 
und über längere Zeiträume verliefen, kul-
minierten sie in der Finanzkrise 2008, die 
mit einem Schlag die gesamte Misere offen-
legte und daher einen tiefen Eindruck bei 
den Bürgern hinterließ (Lammert 2018: 

höchst zweifelhaft, ob in einzelnen Ländern mit 

spezifischer Problematik entwickelte Modelle in-

ternational portiert werden können und in an-
deren Ländern die gleichen Wirkungen entfal-

ten. Die Literatur zu sozialen Produktionssyste-
men hat eine solche Portierbarkeit jedenfalls 

heftig bestritten (Hollingsworth 1997; 
Hollingsworth/ Boyer 1997; Hollingsworth/ 

Schmitter/ Streeck 1994). Drittens sind die Fehl-

leistungen des Neoliberalismus nicht aus-
schließlich hausgemacht. Vielmehr wirken bin-

nenwirtschaftliche und internationale Prozesse 
zusammen, wie noch weiter unten ausgeführt 

wird (Rajan 2011; Schwartz 2009a; Schwartz 

2009b). 
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215-217). In einer Untersuchung zu Finanz-
krisen legte eine Gruppe von Wirtschafts-
wissenschaftlern dar, dass die meisten Fi-
nanzkrisen zu einer einheitlichen politi-
schen Reaktion der betroffenen Bevölke-
rungen in Demokratien führt: Sie wenden 
sich extrem rechten politischen Parteien zu 
(Funke/ Schularick/ Trebesch 2015). Zwar 
fehlt dieser Untersuchung ein einleuchten-
des Argument, warum Menschen sich poli-
tisch nach rechts statt nach links wenden 
(Viola 2017: 335), aber eine Korrelation 
scheint zu bestehen. 

Zusammenfassend fällt die Bilanz der neo-
liberalen Wirtschaftspolitik höchst gemischt 
aus: Es gelang einerseits die Stagflation zu 
überwinden und zu wirtschaftlichem 
Wachstum zurückzukehren. Die Öffnung 
der Wirtschaft im Sinne von Globalisierung 
schaffte mehr Wettbewerb und erwirtschaf-
tete Effizienzgewinne. Andererseits aber 
stieg die soziale Ungleichheit in der Gesell-
schaft an, weil vor allem nur Reiche vom 
neuen Wachstum profitierten. Zusätzlich 
wuchsen die Risiken für ärmere Bürger. 
Diese wurden damit auch wegen der Beto-
nung von Eigenverantwortung allein gelas-
sen. Als die Finanzkrise diese Misere scho-
nungslos offenlegte, waren die Bürger so 
verunsichert und entmutigt, dass sie ihr po-
litisches Heil bei rechten Politikern wie Do-
nald Trump suchten, weil sie sich von den 
etablierten Eliten betrogen und verraten 
fühlten (Lammert 2018). 

Trump gewann die Präsidentschaftswahl 
2016 mit dem Versprechen, den Interessen 
der einfachen Bürger Vorrang vor denen 
von Reichen einzuräumen, der Frage von 
Wohlstandsverteilung Priorität zu geben 
über Wohlstandserwirtschaftung und die 
Interessen der USA in der Welt höher zu 
gewichten als die Interessen anderer Staa-
ten. Trump versprach nichts weniger als 
eine Rekonfiguration von Innen- und Aus-
senpolitik, die seine Anhängerschaft über-
zeugte. 

Die Trump Präsidentschaft: Rekonfi-
guration des neoliberalen Modells 

Aus der vorangegangenen Darstellung wird 
deutlich, dass die neoliberale Wirtschafts-
politik kein unumstrittenes Allheilmittel war, 
sondern ihre politische Attraktivität dem da-
mals akuten Problem der Stagflation ver-
dankte. Die Kritik an den Fehlleistungen 
weist darauf hin, dass dieses Modell eher 
einen Zielkonflikt (trade-off) als eine win-
win Lösung darstellte. Die Überwindung der 
Stagflation wurde als übergeordnetes Prob-
lem verstanden, das gelöst werden musste. 
Den Nebenwirkungen wurde zumindest da-
mals weniger politisches Gewicht einge-
räumt, weshalb sie zunächst vernachlässigt 
wurden. Nach der Finanzkrise 2008 ver-
schoben sich diese Gewichtungen wieder, 
weil die Fehlleistungen stärker in den Vor-
dergrund getreten waren und ihnen des-
halb höhere politische Aufmerksamkeit zu 
Teil wurde. Die „Nebenwirkungen“ rückten 
verstärkt ins Blickfeld. 

Insofern ist die Präsidentschaft von Donald 
Trump nicht als Abkehr vom neoliberalen 
Modell zu interpretieren etwa in Richtung 
Neorealismus, wie einige argumentieren 
(Schweller 2018). Vielmehr handelt es sich 
um eine Rekonfiguration, bei der einige Ele-
mente neu gewichtet wurden (Norrlof 
2018: 72). Diese neue Konfiguration folgte 
aber gerade nicht den von deutschen Auto-
ren stammenden Empfehlungen, den Sozi-
alstaat auszubauen, um auf diese Weise die 
soziale Ungleichheit zu beseitigen und die 
Risiken der Bürger besser abzusichern 
(Lammert 2018; Lammert/ Vormann 2016). 
Vielmehr ist zu erwarten, dass das größte 
Reformprojekt der Trump-Administration, 
die Steuerreform, die Ungleichheit weiter 
erhöht (Auerbach 2018; Slemrod 2018; 
Spengel et al. 2017). Allerdings beabsich-
tigt die Administration, die Risken der Bür-
ger, die angeblich eine Folge der Globalisie-
rung seien, zu verringern. Deshalb rückte 
die amerikanische Außenpolitik und insbe-
sondere die Außenwirtschaftspolitik in den 
Blick. Dagegen gab es auch von Seiten der 
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demokratischen Partei keinen wirksamen 
Widerstand (Falke 2018: 189). Kurz, die 
Trump-Administration hält an den innenpo-
litischen Elementen des Neoliberalismus 
fest bzw. verschärft sogar die soziale Un-
gleichheit durch weitere Steuerreformen. 
Veränderungen erfolgen schwerpunktmä-
ßig in der Außen- und Außenwirtschaftspo-
litik. Die Risiken der Globalisierung für die 
Amerikaner sollen dadurch verringert wer-
den, dass auf internationale Effizienz- und 
Wachstumsgewinne bewusst verzichtet 
wird. Zusätzlich sollen die nationalen An-
teile an der Weltwirtschaft zugunsten der 
USA umverteilt werden. 

Die Trump-Administration vertritt die Auf-
fassung, dass die USA international unfair 
und ungerecht behandelt wurden (Viola 
2017: 322). Sie trügen eine viel zu hohe 
Last dafür, dass sie andere Länder militä-
risch beschützten und ihnen ermöglichten, 
in den USA Geschäfte zu machen. Andere 
Länder hätten es geschafft, die USA in in-
ternationale Organisationen einzubinden, 
um ihnen die Kosten für internationale Zu-
sammenarbeit aufzubürden. Die Trump-Ad-
ministration sieht in diesen internationalen 
Entwicklungen und den damit zusammen-
hängenden Fehlern ihrer Vorgängerinnen 
die Hauptursache für die Fehlentwicklun-
gen in den USA (Falke 2018: 182-183, 190), 
die andere auf die innenpolitischen Fehlleis-
tungen des Neoliberalismus zurückführen, 
wie oben gezeigt wurde. Andreas Falke 
(2018: 187) macht explizit die mangelnde 
Ausweitung der sozialen Sicherungssys-
teme dafür verantwortlich, dass die stei-
gende Einbindung der USA in die Weltwirt-
schaft zu einer innenpolitischen Revolte ge-
gen Freihandel führte. 

Als Antwort auf die wachsende Unpopulari-
tät von Freihandel folgten deshalb auch un-
mittelbar einschneidende Änderungen 
amerikanischer Aussenpolitik, die zu vielfäl-
tigen Konflikten mit anderen Staaten führ-
ten. Denn „America First“ ist vor allem der 
Versuch, innenpolitische Probleme nach au-
ßen zu verlagern – zu externalisieren. 

Mittlerweile zeichnen sich die einzelnen Ele-
mente dieser neuen Außenpolitik deutlich 
ab. Die USA lösten sich zunächst aus der 
Einbindung in internationalen Institutionen, 
weil die Administration sich davon eine Ent-
lastung und Einsparung verspricht. Darüber 
hinaus fordern sie von Verbündeten, sich 
stärker an den Lasten für kollektive Vertei-
digung zu beteiligen. Konkreter: Verteidi-
gungsbündnisse wie die NATO werden 
nicht wie bisher als partnerschaftliche Or-
ganisationen zur Bewältigung gemeinsamer 
Aufgaben verstanden, sondern als eine 
amerikanische Dienstleistung zum militäri-
schen Schutz von Verbündeten. Dafür sol-
len diese Verbündeten nun die USA bezah-
len. Zu diesem Zweck entwickelte die 
Trump-Administration die Formel Kosten 
plus 50 Prozent: Die USA berechnen ihren 
Verbündeten ihren Aufwand für diese 
Dienstleistung und zusätzlich 50 Prozent 
dieses Aufwandes, den sie als Gewinn ein-
streichen (Bundesregierung 2019; 
Pettyjohn 2019). 

MACHTINSTRUMENTE FÜR AMERIKANISCHE DOMI-

NANZ 

Vor allem aber verschärfen die USA die 
wirtschaftspolitischen Konflikte mit anderen 
Staaten, indem sie drei entscheidende He-
bel nutzen. 

Zugang zum Markt amerikanischer Konsu-
menten 
Der erste Hebel ist der freie Zugang zum 
amerikanischen Markt. Dieser Zugang wird 
durch Zölle beschränkt. Auf diese Weise 
werden ausländische Anbieter von Waren 
und Dienstleistungen in den USA gegen-
über heimischen Anbietern diskriminiert. 
Die von den neoliberalen Reformern ge-
wünschte Grenzöffnung und Globalisierung 
wird also teilweise zurückgenommen. Sie 
habe insbesondere dem amerikanischen 
produzierenden Gewerbe erheblich gescha-
det und gut bezahlte Arbeitsplätze vernich-
tet und/oder Löhne gesenkt. Die Zollpolitik 
der Administration belastet also die bisheri-
gen Gewinner der Globalisierung: 
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Exporteure anderer Staaten, die bislang 
über freien Zugang zum amerikanischen 
Markt verfügten. Damit verbindet die Admi-
nistration die Hoffnung, dass die verloren 
gegangenen Industrien und Arbeitsplätze 
wieder neu entstehen und die Bürger von 
Risiken der Arbeitslosigkeit und Lohnsen-
kung entlastet werden. 

Nutzung internationaler Asymmetrie unter 
Bedingungen hoher Interdependenz 
Der zweite Hebel der Aussenpolitik von Do-
nald Trump ist der Versuch, die im Zuge 
von Spezialisierung und Arbeitsteilung ent-
standenen Asymmetrien in der Weltwirt-
schaft machtpolitisch im Interesse der USA 
zu nutzen (Jacobsen 1981: 47-49, 88-89, 
105-107, 111-115). Es liegt im Wesen der 
Globalisierung, dass Effizienzgewinne und 
in der Folge Wirtschaftswachstum dadurch 
entstehen, dass sich Volkswirtschaften auf 
Herstellung von Produkten und Dienstleis-
tungen spezialisieren, die sie besonders gut 
und effizient produzieren können. Der 
Wettbewerb erzeugt Effizienz nicht nur bei 
Produkten, sondern auch bei der Zuteilung 
der für die Herstellung benötigten Ressour-
cen (Frieden/ Lake/ Schultz 2016: 334-
339). Spezialisierung und Arbeitsteilung er-
höht aber gleichzeitig auch wechselseitige 
Abhängigkeiten, d.h. die internationale In-
terdependenz, weil Volkswirtschaften die 
notwendige Fähigkeit zur Selbstversorgung 
verlieren, wenn sie sich spezialisieren statt 
eine umfassende Produktpalette eigenstän-
dig herzustellen. Interdependenz erzwingt 
deshalb internationale Kooperation. Die von 
der Spezialisierung verursachten Abhängig-
keiten werden jedoch in dem Augenblick 
zum Konflikt, wenn ein Staat Kooperation 
einschränkt oder sogar vollständig aufkün-
digt. In diesem Moment treten „Empfind-
lichkeiten“ offen zutage. Darunter versteht 
man in der Interdependenzforschung dieje-
nigen Kosten, die für einen Staat entste-
hen, wenn sich irgendwelche Entwicklun-
gen außerhalb des eigenen Staates negativ 
auswirken (Tuschhoff 2015a: 125). 

Diesen Zusammenhang macht sich die 
Trump-Administration zunutze, indem sie 
die internationale Kooperation in der Welt-
wirtschaft einschränkt. Zu diesem Zweck 
nutzt sie gezielt die Empfindlichkeiten an-
derer Staaten aus und fordert Zugeständ-
nisse dafür, dass die USA die ursprüngliche 
Kooperation wiederherstellen. Trump setzt 
die asymmetrische Interdependenz gegen 
andere Staaten ein: Diese Staaten sind 
weitaus empfindlicher gegen abnehmende 
internationale Kooperation als die USA 
selbst. Deshalb vermutet die Administra-
tion, dass Exportnationen in Verhandlungen 
größere Konzessionen machen würden. Auf 
diese Art ist es beispielweise gelungen, den 
Vertrag über die nordamerikanische Frei-
handelszone (NAFTA) neu zu verhandeln 
und den Vertrag zwischen USA; Kanada 
und Mexiko (USMCA) zu schließen. Die 
Trump-Administration behauptet, dieser 
neue Vertrag sei günstiger für die USA und 
verringere die bisherigen Risiken von 
NAFTA für die Bürger. Nach diesem ver-
meintlichen Erfolg sieht die Administration 
sich ermutigt, diesen Hebel auch in Bezie-
hungen zu anderen Staaten zu nutzen. 

Die große Mehrheit der Wirtschaftswissen-
schaftler wendet an dieser Stelle des Ge-
dankengangs ein, dass die protektionisti-
sche Zollpolitik der Trump-Administration 
auch den USA massiv schaden würden. Die-
sen Schaden erläutern sie anhand des Kon-
zeptes des „komparativen Vorteils“ 
(Tuschhoff 2015a: 99; Tuschhoff 2015b). 
Denn der Abbau von internationaler Spezi-
alisierung und Arbeitsteilung zwischen ver-
schiedenen Volkswirtschaften verringert 
den Wettbewerb. Ohne den Druck von 
Wettbewerb verkleinert sich die Effizienz im 
Markt. Diese Effizienzminderung müssen 
auch amerikanische Konsumenten mit hö-
heren Preisen für Waren und Dienstleistun-
gen und Inflation bezahlen. Das gesamt-
wirtschaftliche Wachstum falle geringer 
aus. Dies wirke sich dann auch auf Beschäf-
tigung und Lohnniveau aus. 
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So zwingend diese Argumentationskette 
zunächst erscheinen mag, so brüchig und 
realitätsfern ist sie auf den zweiten Blick. 
Sie beruht auf einer reinen Lehre bzw. The-
orie in den Wirtschaftswissenschaften. Tat-
sache ist jedoch, dass es kein einziges Land 
gibt, das diese reine Lehre ohne Ausnahme 
politisch umsetzt (Frieden/ Lake/ Schultz 
2016: 299). Hinzu kommt, dass die Argu-
mentationskette auf einer Reihe von An-
nahmen beruht, die meist nicht thematisiert 
werden und die nicht überall vorzufinden 
sind. Vertreter einer Minderheit von Wirt-
schaftswissenschaftlern wie Dani Rodrik 
weisen jedoch auf diese Voraussetzungen 
hin, ohne die die Theorie ihre Wirkung nicht 
oder zumindest nicht im erwarteten Maß 
entfaltet (Rodrik 2011: 62). Aus diesen 
Gründen richten Staaten ihre Handelspolitik 
nie ausschließlich am Ziel der Effizienzstei-
gerung und Gewinnmaximierung aus. Die-
ses Ziel wird vielmehr gegen andere politi-
sche Ziele wie Sicherheit oder innergesell-
schaftliche Gerechtigkeit und Gewinnvertei-
lung abgewogen. Zielkonflikte sind in inter-
nationalen Beziehungen omnipräsent. 

Gerade die Trump-Administration hat eine 
Umgewichtung zwischen konfligierenden 
außenpolitischen Zielen vorgenommen. Die 
Erzielung von Effizienzgewinnen für die 
Volkswirtschaft insgesamt steht nicht mehr 
an oberster Stelle und ist deshalb nicht 
mehr anderen Zielen übergeordnet. Viel-
mehr betont die Administration Ziele wie 
nationale Sicherheit und Unabhängigkeit 
(Viola 2017: 332). Diese Begriffe versteht 
sie nicht in einem engen militärischen, son-
dern in einem weiten Sinn, der auch die Er-
haltung von ganzen Industriezweigen, Ar-
beitsplätzen und Lohnniveau einschließt. 
Die Handelspolitik wird deshalb auch maß-
geblich mit sicherheitspolitischen Argumen-
ten gerechtfertigt. Dies hat überdies den 
weiteren Vorteil, dass die Trump-Administ-
ration sich dazu auf die entsprechende Er-
mächtigung der Exekutive stützen kann, die 
die Legislative in die lange bestehende 

Handelspolitikgesetzgebung hineinge-
schrieben hat. 

Die Handelspolitik als Kennzeichen der Aus-
senpolitik unter Präsident Trump ist des-
halb ein herausragendes Beispiel dafür, 
dass bei bestehenden Zielkonflikten (trade-
offs) Umgewichtungen vorgenommen wer-
den. Die Administration setzt nicht mehr 
einseitig auf Effizienz und Gewinnmaximie-
rung wie zu Hochzeiten des Neoliberalis-
mus, sondern stellt diese Ziele in ein neues 
Verhältnis zu anderen wie Sicherheit und 
Abbau von Risiken für Bürger. Die Verringe-
rung von Effizienzgewinnen wird also sehr 
bewusst in Kauf genommen und dadurch 
gerechtfertigt, dass andere Ziele ebenfalls 
erstrebenswert sind. Insofern verhält sich 
die Administration gerade nicht so wie es 
die große Mehrheit von Volkswirtschaftlern 
empfiehlt, sondern eher wie ein risikobe-
wusster Investor. Volkswirtschaftler setzten 
einseitig auf Effizienzgewinne und Gewinn-
maximierung durch internationale Speziali-
sierung und Arbeitsteilung. Implizit nehmen 
sie die Risiken in Kauf, dass die eigene 
Volkswirtschaft von anderen abhängig wird 
und dass einige gesellschaftliche Gruppen 
im Zuge von Umverteilungsprozessen zu 
Verlieren dieser Freihandelspolitik werden, 
wenn es nicht gelingt, die volkswirtschaftli-
chen Gewinne innergesellschaftlich gerecht 
zu verteilen. Ein risikobewusster Investor 
lehnt dagegen eine solche Einseitigkeit ab, 
bei dem alle Eier in nur einen Korb – Effizi-
enz- und Wachstumssteigerung - gelegt 
werden. Seine Risikovorsorge besteht da-
rin, Vermögen möglichst breit auf verschie-
dene Anlagen zu verteilen. Davon ver-
spricht er sich einen höheren Schutz vor un-
vorhersehbaren Ereignissen. Gleichzeitig 
verzichtet er auf Gewinne, die er möglich-
erweise erzielen könnte, wenn er sein Ver-
mögen einseitig und daher risikoreich anle-
gen würde. 

Dieser Gedankengang erklärt, warum die 
Handelspolitik der Trump-Administration 
nicht den Vorschlägen der Wirtschaftswis-
senschaften folgt. Denn der 
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Neoliberalismus hat gezeigt, dass insbeson-
dere bestimmte gesellschaftliche Gruppen 
relativ schutzlos jenen Risiken ausgesetzt 
sind, die im Zuge von Globalisierung entste-
hen. Da der amerikanische Sozialstaat es 
nicht geschafft hat bzw. politisch daran ge-
hindert wurde, diese Risiken zu verringern 
oder abzufedern, geht die Trump-Administ-
ration den Weg, sie durch handelspoliti-
schen Protektionismus zu verringern. Sie 
folgt damit im Übrigen dem Wunsch ihrer 
Wähler und Anhänger (Tuschhoff 2018a: 4-
9; Tuschhoff 2018b). Gleichzeitig nimmt die 
Administration offenbar das Risiko bewusst 
in Kauf, dass die Volkswirtschaft wieder in 
eine Stagflation wie in den 1970er Jahren 
gerät. 

Dollardominanz exterritoriale Sanktionen 
und das „exorbitante Privileg“ 
Der dritte Hebel ist das kollektive Gut des 
U.S. Dollars als einzige wirklich internatio-
nale Währung. Die Bereitstellung dieses 
Kollektivgutes verschafft den USA internati-
onal einige Vorteile, die die Trump-Admi-
nistration einzusetzen vermag, um Aussen-
politik zu betreiben. Hierbei sind direkte 
und indirekte Möglichkeiten der Ausübung 
von Macht zu unterschieden. 

Eine direkte Form von Machtausübung be-
ruht darauf, dass der Dollar weltweit das 
einzige Zahlungsmittel ist, das praktisch 
von allen Akteuren akzeptiert wird. Sie fin-
den es bequem, wenn sie alle internationa-
len Transaktionen in Dollar verrechnen oder 
bezahlen können. Zudem gilt der Dollar ver-
glichen mit anderen Währungen als wert-
beständig. Damit sind Abrechnungen und 
Zahlungen in Dollar relativ risikolos. Die 
restlichen Risiken können bei Bedarf abge-
sichert werden. Weltweit gibt es deshalb 
ein extrem weit gespanntes Netzwerk zwi-
schen Akteuren, die ihre internationalen 
Geschäfte in Dollar tätigen. Zu diesem 
Zweck benötigen sie jedoch Konten in den 
USA, über die der Zahlungsverkehr für 
diese Geschäfte abgewickelt wird. Diese 
Konten unterliegen aber der Aufsicht und 
Kontrolle amerikanischer Behörden. Diese 

Behörden können entscheiden, wessen Ge-
schäfte in Dollar abgewickelt werden kön-
nen und welche nicht. Sie bestimmen dar-
über, wer Zugang zum international höchst 
begehrten, weil geschäftlich nutzbaren, 
Dollar bekommt. 

Diese Möglichkeit, den Zugang zum Dollar 
als international akzeptiertes Zahlungsmit-
tel zu beschränken, nutzen die USA etwa 
seit den 1990er Jahren mit wachsendem 
Erfolg. Sie haben im Finanzministerium eine 
eigene Abteilung aufgebaut, die den inter-
nationalen Zahlungsverkehr in Dollar syste-
matisch überwacht und bei Bedarf Zu-
gangsbeschränkungen verhängt. Zu die-
sem Zweck erzwingt sie die Kooperations-
bereitschaft aller Akteure, die Zahlungsver-
kehr in Dollar abwickeln möchten. Denn sie 
verlangt von diesen Akteuren, insbeson-
dere Banken und anderen Finanzdienstleis-
tern, Geschäfte nur noch mit solchen Ge-
schäftspartnern zu tätigen, gegen die die 
USA keine Sanktionen verhängt haben. Da-
mit müssen auch Banken und Finanzdienst-
leister ihre Geschäftspartner ständig über-
wachen, ob deren Tätigkeiten im Einklang 
mit amerikanischen Bestimmungen stehen. 
Wer Geschäfte mit Partnern auf amerikani-
schen Sanktionslisten tätigt, verliert selbst 
den Zugang zum Dollar (Zarate 2013). Nur 
wer keine Geschäfte in Dollar tätigen 
möchte, kann Beziehungen zu Geschäfts-
partnern pflegen, die auf der Liste amerika-
nischer Sanktionen stehen. Die allermeisten 
Firmen wollen aber ihre gewinnbringenden 
Geschäfte in Dollar nicht gefährden und 
auch mit amerikanischen Partnern Ge-
schäfte machen. Deshalb beugen sie sich 
dem amerikanischen Druck und brechen 
Geschäfts- und Finanzbeziehungen zu 
sanktionierten Geschäftspartnern ab. We-
gen dieses Zusammenhangs verfügen die 
USA über ein sehr wirksames Instrument, 
internationale Sanktionen auch gegen sol-
che Länder und Unternehmen zu verhän-
gen, die keine Geschäfte mit den USA täti-
gen. Diese Form wird als „exterritoriale 
Sanktion“ bezeichnet. Gerade in den 
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Beziehungen zum Iran erweist sie sich zum 
Beispiel als höchst wirksam. Kurz, der Dol-
lar als einzige uneingeschränkt internatio-
nalisierte Währung verschafft den USA ein 
außenpolitisches Instrument, das anderen 
Ländern nicht zur Verfügung steht. Sie kön-
nen dieses Instrument nutzen, um andere 
zu Konzessionen zu zwingen. Auf diese 
Weise können wirtschaftliche Interessen 
amerikanischer Unternehmen international 
durchgesetzt werden oder Risiken der Glo-
balisierung für die amerikanische Bevölke-
rung abgemildert und auf andere Länder 
abgewälzt werden. 

Aber auch indirekt profitieren die USA da-
von, dass der Dollar als Währung internati-
onal über eine so herausgehobene Stellung 
verfügt. Schon der frühere französische Fi-
nanzminister und spätere Präsident Giscard 
d’Estaing hat dies als „exorbitantes Privileg“ 
bezeichnet (Eichengreen 2011: 10). Die 
USA sind das weltweit einzige Land, das in 
der Lage ist, sich international in der eige-
nen Währung zu verschulden. Diese Mög-
lichkeit verbilligt die Aufnahme von Schul-
den im Ausland ganz enorm. Sowohl der 
Staat als auch die Bürger können sich ver-
schulden, ohne die Folgen fürchten zu müs-
sen, die andere Staaten bei hoher Verschul-
dung zu gewärtigen haben. Denn trotz ho-
hem Haushaltsdefizit, hohem Handelsdefi-
zit und hoher privater Verschuldung erlei-
den die USA keine strukturellen Anpassun-
gen. Wie hochverschuldete Staaten wie Ar-
gentinien oder Griechenland, oder Staaten, 
die wie Thailand in Finanzkrisen gerieten, 
schmerzlich erfahren mussten, stellen 
strukturelle Anpassungen erheblich Ein-
griffe in Wirtschaft und Gesellschaft dar, die 
den Lebensstandard der Bürger massiv ab-
senken. Ein solches Tal der Tränen droht 
den USA nicht, weil sie sich davor mit Hilfe 
des Dollars schützen können. Sie verfügen 
über die Macht der „Verzögerung“ und der 
„Abwälzung“ (Cohen 2013; 2015). 

 
7 Susan Strange definierte deshalb Fi-

nanzstruktur als „the sum of all the arrange-

ments governing the availability of credit plus all 

Vereinfacht ausgedrückt können sie im Fall 
von Krisen die notwendigen strukturellen 
Anpassungen auf andere Staaten abwäl-
zen. Dieser Mechanismus schützt die ame-
rikanische Wirtschaft und Gesellschaft wirk-
sam vor der Gefahr, globalisierierungsindu-
zierte Reformen durchführen zu müssen, 
die denen von Griechenland oder Argenti-
nien vergleichbar wären. 

Allerdings wird bei der Darstellung dieses 
für die USA zunächst sehr vorteilhaften Zu-
sammenhangs häufig übersehen, dass den 
USA die international herausgehobene Stel-
lung ihrer Währung nicht einfach nur zuge-
fallen ist. Vielmehr bedurfte sie der Schaf-
fung und Pflege des Dollars, wie vor allem 
Eric Helleiner herausgearbeitet hat 
(Helleiner 2008; 2009). Denn ohne be-
stimmte Voraussetzungen würden interna-
tional tätige Akteure den Dollar nicht nut-
zen können bzw. wollen. Stabilität, d.h. 
Wertbeständigkeit bei nur geringen 
Schwankungen, ist eine notwendige Bedin-
gung, die vor allem eine sehr hohe Liquidi-
tät erfordert (Tooze 2018: 58-59). Interna-
tionale Anleger müssen in der Lage sein, zu 
jedem Zeitpunkt Dollar kaufen oder verkau-
fen zu können (d.h. gegen die eigene nati-
onale Währung eintauschen), ohne dass 
sich dadurch der Preis für Dollar maßgeb-
lich ändert (Eichengreen 2011: 122). 

Diese hohe Liquidität ist die Folge der Mög-
lichkeit von Banken, ihren Kunden Kredit zu 
gewähren (Schwartz 2017: 278).7 Staatli-
che und private Schulden sind deshalb Vo-
raussetzungen dafür, dass hohe Liquidität 
entsteht, die die amerikanische Währung 
international so attraktiv macht. Ohne Kre-
ditgewährung und Schuldenaufnahme 
stünden internationalen Akteuren die hohe 
Liquidität des Dollars nicht zur Verfügung, 
die diesen so attraktiv macht. Deregulierun-
gen im Zuge neorealistischer Reformen er-
möglichten der amerikanischen 

the factors determining the terms on which cur-

rencies are exchanged for one another” 

(Strange 1988: 88). 
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Finanzindustrie, in hohem Maß Kredit zu 
vergeben und auf diese Weise Liquidität 
herzustellen. Aus diesem Grund ist der 
amerikanische Immobilienmarkt so eng mit 
dem nationalen und internationalen Finanz-
markt verknüpft (Schwartz 2009a; 
Schwartz 2009b). Diese Verknüpfung ist 
wesentlicher Bestandteil der neoliberalen 
Reformen seit den 1970er Jahren (Tooze 
2018: 43). 

Im Lichte dieser Überlegungen erfahren die 
neoliberalen Reformen seit den 1970er Jah-
ren noch eine andere Deutung: Sie waren 
nicht nur notwendige Voraussetzungen für 
die Rückkehr zu wirtschaftlichem Wachs-
tum, sondern auch für die Erhaltung der 
Dominanz der USA in internationalen Bezie-
hungen – insbesondere auf dem Feld der 
Währungspolitik, das jedoch wirkungsvoll in 
andere Politikfelder ausstrahlt (Rajan 
2011). So betrachtet erscheinen die Nach-
teile und gesellschaftspolitischen Fehlleis-
tungen des Neoliberalismus als vorwegge-
nommener Preis, den die amerikanische 
Gesellschaft für die anhaltende internatio-
nale Dominanz zu bezahlen hatte. 

Der Schock der Finanzkrise 2008 stellte die-
sen Tausch von Erhaltung internationaler 
Dominanz gegen gesellschaftliche Reform-
bereitschaft politisch neu auf den Prüf-
stand. Dabei folgt die Trump-Administra-
tion nicht den von Europäern oder der de-
mokratischen Partei stammenden Vorschlä-
gen, die neoliberalen Reformen innenpoli-
tisch zurückzunehmen. Vielmehr wird die 
internationale Dominanz dazu genutzt, die 
Risiken der Gesellschaft zu verringern, in-
dem diese auf andere Gesellschaften und 
Volkswirtschaften abgewälzt werden. So-
weit diese Politik Protektionismus bedeutet, 
wird sie auch gerade von der demokrati-
schen Partei und Gewerkschaften in den 
USA zumindest mitgetragen, wenn nicht so-
gar gefordert. Es ist jedoch sehr wichtig, 
diese Veränderungen als groß angelegte 
Tauschprozesse zu verstehen, mit denen 
Chancen und Risiken, Vor- und Nachteile 
sowohl international als auch 

innergesellschaftlich neu verteilt also re-
konfiguriert werden sollen. Die Trump-Ad-
ministration löst lange bestehende politi-
sche Zielkonflikte auf eine andere Art als 
ihre Vorgängerinnen. Auf diese Weise wer-
den Chancen und Risiken, Kosten und Nut-
zen sowohl innergesellschaftlich als auch 
international neu verteilt. Dies ist der Kern 
der Rekonfiguration. 

Internationale Einflüsse auf den amerikani-
schen Neoliberalismus 
Staaten wie Deutschland oder China, die ihr 
Wohlstandsmodell vorwiegend an der Stra-
tegie der exportorientierten Industrialisie-
rung (Tuschhoff 2015a: 157-158) ausrich-
ten, haben die auf Spezialisierung und Ar-
beitsteilung angelegten internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen maßgeblich mitge-
tragen. Sie tragen daher eine Mitverantwor-
tung für Erfolge und Misserfolge neolibera-
ler Politik internationaler Wirtschaftsbezie-
hungen. Eine tragende Säule dieses ge-
meinsam bewirkten internationalen Neoli-
beralismus ist der Dollar als einzige wirklich 
international operierende Währung. Nach 
sehr eingehender Analyse der Finanzkrise 
2008 folgert Adam Tooze (2018: 219) 
schlüssig: 

“By the early twenty-first century, the 
dollar's dominance did not rest on the 
Bretton Woods Agreement of 1944 or 
the institutions, like the IMF, that issued 
from it. The foundation of the global 
dollar was the private banking and fi-
nancial market network, materialized in 
the Wall Street - City of London nexus. 
This was a cocreation of American and 
European finance, deliberately erected 
beyond state control. What happened in 
the fall of 2008 was not the revitaliza-
tion of the dollar, but the reverse, a dra-
matic reassertion of the pivotal role of 
America's central bank.” 

Die über Jahrzehnte betriebene neoliberale 
Privatisierung der einzigen Weltwährung ist 
daher nicht das Ergebnis amerikanischer, 
sondern internationaler oder präziser 
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transnationaler Politik. Ohne aktive Beteili-
gung nicht-amerikanischer Akteure wäre 
sie nicht zustande gekommen. Tooze zeigt 
außerdem, dass überwiegend nicht-ameri-
kanische Banken und Finanzinstitute von 
den Rettungsmaßnahmen profitierten, die 
die amerikanische Zentralbank 2008 aufle-
gen musste. Die Federal Reserve Bank 
hatte dabei größte Schwierigkeiten diesen 
Sachverhalt vor der amerikanischen Öffent-
lichkeit zu verheimlichen, weil sie befürch-
ten müsste, dass er in den USA einen Sturm 
der Entrüstung auslösen würde. Sie war ge-
zwungen gewesen, nicht nur das amerika-
nische Finanzwesen, sondern das gesamte 
nordatlantische Finanzsystem zu retten, 
das sie zum Teil nicht eigenständig kontrol-
lieren konnte (Tooze 2018: 210, 215-218). 

Es ist offenkundig, dass das „exorbitante 
Privileg“ der USA einher ging mit einer 
ebenso hohen Verantwortung im Fall von 
Krisen. Exportnationen, die ihre wohl-
standsmehrende Strategie nicht ohne 
Rückgriff auf den Zugang zum großen 
Markt amerikanischer Konsumenten und 
nicht ohne Zugang zum Dollar als einziger 
Weltwährung umsetzen könnten, müssen 
sich deshalb eine Mitverantwortung für die 
Ergebnisse dieser arbeitsteilig angelegten 
internationalen Wirtschaftsbeziehungen zu-
schreiben lassen. Arbeitsteilung bedeutet 
deshalb, dass die USA erhebliche Vorteile 
aus der Dollardominanz ziehen, mit denen 
aber auch ganz erhebliche Risiken einher-
gehen. Zu diesen Risiken gehört zunächst, 
dass letztlich die amerikanische Gesell-
schaft bei Finanzkrisen für Handlungen von 
Akteuren außerhalb der USA haftet. 

Jedoch auch unter normalen Bedingungen 
erfordert die Strategie der exportorientier-
ten Industrialisierung Zugang zu einem 
großen Markt kauffreudiger Konsumenten. 
Dies bedeutet, dass Exportnationen maß-
geblich davon profitieren, dass die amerika-
nische Politik bewusst Anreize für den Kon-
sum setzt, statt Bürgern zum Sparen zu ani-
mieren. Würde der amerikanische Markt 
stärker reguliert und/oder der Sozialstaat 

ausgebaut, wie Kritiker des Neoliberalismus 
mit durchaus nachvollziehbaren Begrün-
dungen fordern, so bliebe dies nicht ohne 
Auswirkungen auf die Absatzchancen von 
Exportnationen im amerikanischen Markt. 

Hinzu kommt, dass Exportnationen darauf 
angewiesen sind, ihre im Wege des Exports 
erwirtschafteten Gewinne in den USA sicher 
anlegen zu können. Sie sind deshalb auf ei-
nen Kapital- und Finanzmarkt angewiesen, 
der bereit und in der Lage ist, hohe Inves-
titionen aus dem Ausland aufzunehmen 
und zu absorbieren. Dieser Sachverhalt ver-
birgt sich hinter der Klage, dass gerade die 
internationale Sparschwemme (global 
savings glut) der Exportnationen (Tooze 
2018: 38) das amerikanische Finanzsystem 
erheblich herausgefordert und große Fehl-
anreize gesetzt hat (Rajan 2011). 

Die Aufnahmebereitschaft weltweiter Spar-
einlagen erfordert hohe Liquidität am ame-
rikanischen Finanz- und Kapitalmarkt 
(Tooze 2018: 58-59). Um diese Liquidität 
bereitzustellen, ist es erforderlich, ein weit-
gehend dereguliertes Finanzwesen mit viel-
fältigen Dienstleistungsangeboten vorzu-
halten. Außerdem müssen möglichst viele 
Vermögenswerte und Geschäftstätigkeiten 
handelbar, d.h. verbrieft sein. Deshalb ist 
die neoliberale Finanzialisierung eine wich-
tige Voraussetzung für hohe Liquidität, 
ohne die der Dollar als Weltwährung nicht 
attraktiv, bequem und praktikabel wäre. 
Ausgebaute Sozialstaaten sind deshalb ten-
denziell unvereinbar mit hoher Liquidität 
und Dollardominanz. In diesem Zusammen-
hang liegt eine wichtige Erklärung dafür, 
dass Exportnationen dafür zurückschre-
cken, eine praktikable und attraktive Alter-
nativwährung zum Dollar zu schaffen. 
Jüngste Berichte über den Ankauf von An-
leihen der Europäischen Zentralbank (EZB) 
weisen darauf hin, dass es bald keine An-
leihen mehr geben könnte, die die EZB an-
kaufen könnte (sibi 2019). Mit anderen 
Worten: Die Liquidität im Euroraum ist ver-
gleichsweise sehr gering. Deshalb ist der 
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Euro keine gangbare Alternative zur Welt-
währung des U.S. Dollars. 

Exportnationen scheuen davor zurück, die 
notwendigen Bedingungen für eine Alterna-
tive zum Dollar als Weltwährung zu schaf-
fen, weil damit wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Risiken verbunden wären, die 
weder Europa noch China zu übernehmen 
bereit sind. Deshalb profitieren sie von der 
Risikobereitschaft der USA. Im Gegenzug 
müssen sie akzeptieren, dass den USA da-
mit strukturelle Macht in Finanzbeziehun-
gen (Strange 1988: 88) zuwächst, die die 
Trump-Administration weidlich ausnutzt. 
Auch in diesem Zusammenhang treten da-
her massive Zielkonflikte zutage, bei deren 
Management sich Staaten von der relativen 
Risikobereitschaft ihrer Gesellschaften lei-
ten lassen. Spezialisierung und Arbeitstei-
lung in internationalen Wirtschaftsbezie-
hungen können also zu erheblichen Un-
gleichgewichten führen. Die mangelnde Be-
reitschaft von Exportnationen, ihren Beitrag 
zum Abbau dieser vom IWF seit langem be-
klagten Ungleichgewichte zu leisten (Dieter 
2018), setzt die amerikanische Gesellschaft 
den genannten Risiken aus. Die Trump-Ad-
ministration ist deshalb mit dem Verspre-
chen an ihre Wähler angetreten, diese in-
ternationale Risikoverteilung zu korrigieren, 
indem Exportnationen unter Druck gesetzt 
werden. Zu diesem Zweck werden Instru-
mente der Handelspolitik und der Dollardo-
minanz eingesetzt. 

Schlussfolgerung 

Analysen amerikanischer Außenpolitik 
übersehen häufig, dass sich die USA wie 
alle anderen Staaten im Umfeld internatio-
naler Beziehungen bewegen, die von Ziel-
konflikten gekennzeichnet sind. Daher gibt 
es meist weder einfache noch offensichtli-
che Lösungen dieser Konflikte, sondern nur 
die Wahl zwischen verschiedenen Vorteilen, 
denen jedoch andere Nachteile entspre-
chen. Die Entscheidung, wie solche außen-
politischen Zielkonflikte gelöst werden, 
hängt von der Anpassungs- und 

Risikobereitschaft der betroffenen Gesell-
schaften ab. Diese Anpassungs- und Risiko-
bereitschaft bilden die innenpolitischen 
Triebkräfte für Außenpolitik. 

Die Wahl Donald Trumps zum Präsidenten 
der USA kann als Ausdruck massiver Unzu-
friedenheit der Gesellschaft mit den politi-
schen, wirtschaftlichen und sozialen Ergeb-
nissen des neoliberalen Reformprogramms 
verstanden werden. Die Administration ver-
stand diesen Wählerauftrag jedoch so, dass 
nicht die innenpolitischen Strukturen des 
Neoliberalismus reformiert werden sollten, 
sondern die internationalen. Dabei nahm 
die Administration eine Rekonfiguration be-
stehender Lösungen von Zielkonflikten vor. 
Sie setzte nicht mehr einseitig auf Effizienz-
steigerung und Wachstum durch internati-
onale Kooperation, sondern auf Risikodiver-
sifikation und innergesellschaftliche Umver-
teilung internationaler Kooperationsge-
winne. Sicherheit, Unabhängigkeit und 
Souveränität wurden höher gewichtet als 
Effizienz, Kooperation und wechselseitige 
Abhängigkeit. Der Trend, die amerikanische 
Wirtschaft auf Dienstleistungen zu speziali-
sieren und das produzierende Gewerbe zu 
verkleinern, sollte umgekehrt werden. Und 
schließlich erhofft sich die Trump-Administ-
ration von internationaler Umverteilung 
auch eine Abschwächung der gestiegenen 
sozialen Ungleichheit in der amerikanischen 
Gesellschaft. 

Die meisten Experten zweifeln daran, dass 
diese Rekonstruktion der internationalen 
Seite des Neoliberalismus tatsächlich die er-
hofften Erfolge zeitigen wird. Für eine ent-
sprechende Bilanz ist es aber noch zu früh. 
Sie müsste jedoch auf zweierlei Weise er-
stellt werden: Erstens, in welchem Maß ge-
lingt es, durch Rückführung von Globalisie-
rung innergesellschaftliche Ungleichheit 
und das Ausgesetztsein von hohen Risiken 
tatsächlich abzutragen? Zweitens, selbst 
wenn die Rekonfiguration von internationa-
ler Interdependenz zu geringerem weltwirt-
schaftlichem Wachstum führt, wie werden 
das resultierende Wachstum und die damit 
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einhergehenden Risiken relativ auf die be-
teiligten Staaten verteilt? 

Wenn der vorläufige Eindruck nicht trügt, 
so sind die Abhängigkeiten von Exportnati-
onen von den USA weit größer als 

umgekehrt. Noch erstaunlicher ist jedoch, 
wie gering deren Bemühen und wie erfolg-
los die wenigen Versuche sind, Empfindlich-
keiten der Interdependenz zu verringern 
und das Maß an Eigenständigkeit und Un-
abhängigkeit zu vergrößern. 
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